
D as deutsche Steuerrecht kennt keine
»Kriegssteuer« im engeren Sinne .

Auch wenn es nach § 8 der Bundeshau shalts-
ordnung zulässig wäre , sind Zwecksteuern, d .h .
Steuern, die au sschließlich für b e stimmte Zwecke
erhob en werden, zuminde st nicht üblich . E s gilt
vielmehr der Grundsatz der » Gesamtdeckung« :
»alle Einnahmen dienen als D eckungsmittel für al-
le Au sgab en« ( § 8 B HO) . Alle für den Bundeshaus-
halt vorge sehenen Steuern (u . a. Einkommens-
steuer, Umsatzsteuer) fließen in einen Topf, aus
dem dann wiederum die Ausgab en für das Militär
in Höhe de s j eweiligen Hau shaltsplane s finanziert
werden .

Wegen die ser indirekten Finanzierung durch
die B eiträge der einzelnen Steuerzahler b esteht
zumindest keine direkte Kau salität zwischen Steu-
ererhebung und Finanzierung der Rü stung .

2 . Mit der Frage der Kau salität zwischen Steuer-
zahlung und Militärau sgab en ist auch die Frage
der persönlichen Verantwortung verbunden.

Von Seiten der Gerichte wird darauf verwie-
sen, d ass die Entscheidung üb er die Staatsau sga-
b en allein b eim Parlament liegt. Die se s ist aus-
schließlich im B esitz der Budget-Hoheit und trage
damit auch die alleinige Verantwortung; der ein-
zelne Steuerzahler sei durch die Parlamentsent-
scheidung von seiner persönlichen Verantwor-
tung für die auch mit seinem Geld verfolgten Zwe-
cke entbunden (u . a. Bunde sverfassungsgericht, 2
BvR 478/9 2 ) .

Zum Teil wird aus die ser rechtlichen Zuord-
nung auch geschlo ssen, dass die Pflicht zur Steuer-
zahlung den Schutzb ereich der Gewissensfreiheit
nicht b erühren könne . D em ist ab er wohl entge-
gen zu halten, dass die tatsächlich vorhandene Ur-
sachenkette zwischen Steuerzahlung und Staats-
ausgab en durch zwischengeschaltete Instanzen,
etwa das Parlament, nicht unterbro chen wird .
Auch der nur einen B efehl au sführende Soldat
wird nicht durch den B efehlshab er von der Ver-
antwortung für sein persönliche s Tun b efreit,
auch wenn diese s im Rahmen der arb eitsteiligen
Organisation einer mo dernen Armee nur sehr in-
direkt mit den tö dlichen Folgen eines Militärein-
satze s in Verbindung steht. Seit dem Statut des
Nürnb erger Militärgerichtshofe s von 1 9 45 gilt
der Grund satz, dass d as Handeln auf B efehl nicht
von der Verantwortung für de ssen persönliche
Au sführung entbindet (so auch j etzt im Statut des

Internationalen Strafgerichtshofes und in § 3 des
deutschen Völkerstrafge setzbuche s) . Auch der
vom Parlament erteilte Auftrag zum militärischen
Einsatz (»Parlamentsheer«) kann den einzelnen
Soldaten nicht von der persönlichen Verantwor-
tung für sein Tun entbinden.

D er Steuerzahler mag mit seinem finanziellen
B eitrag hierzu no ch weiter vom Geschehen ent-
fernt sein; dessen Mitfinanzierung verbindet ihn
ab er denno ch kausal mit dem au s dem Militär-
hau shalt b ezahlten Soldaten und den von die sem
einge setzten Waffen .

3 . D as Gewissen der einzelnen Person lässt sich
nicht durch ge setzliche Zuständigkeitsregeln b e-
ruhigen, sondern entscheidet autonom üb er die
Frage der eigenen Verantwortung und Schuld , wo
es vorwerfb ares Verhalten erkennt (Reuter defi-
niert das Gewissen im Gutachten der FE St als »in-
dividuelle s sittliche s Selb stb ewusstsein« , S . 4 6) .

D er Staat und seine Organe hab en nicht zu
entscheiden, ob b eim einzelnen eine Gewissens-
entscheidung vorliegt, sondern nur, ob sie hierauf
aus rechtlichen Gründen Rücksicht nehmen wol-
len . Dies ist ab er in B ezug auf die gewissensb e-
dingte Steuerverweigerung bisher nicht der Fall :
Die Abgab enordnung eröffnet zwar für die Fi-
nanzverwaltung einen Ermessensspielraum, im
Einzelfall au s Gründen der »B illigkeit« von der
Steuererhebung ganz o der zum Teil abzu sehen
( § § 2 2 2 , 2 2 7 AO) .

Von diesen B illigkeitsregeln macht die Finanz-
verwaltung j edo ch in B ezug auf entsprechende
Eingab en wohl au snahmslo s keinen Gebrauch .
Entsprechende B efreiungen würden auch nur die
Einkommenssteuer b etreffen, nicht ab er die Um-
satzsteuer auf die zum Leb en notwendigen Kon-
sumgüter.

Auch die Rechtsprechung der Finanzgerichte
und des Bundesverfassungsgerichts sowie der Pe-
titionsau sschuss de s Bundestage s lehnen bisher
eine vollständige o der p artielle B efreiung von der
Steuerzahlung au s Gründen des Gewissens ab .
Dies gilt auch für das Gutachten der FE St von
1 9 9 2 .

Seit Febru ar 2 0 09 ist no ch eine bisher nicht
entschiedene Verfassungsb e schwerde von 1 0
Kriegssteuerverweigerern anhängig, die no ch
einmal sehr au sführlich und eingehend auf die
vorhandenen Gewissenskonflikte eingeht.
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4 . Entgegen dem Mainstream in Literatur und
Rechtsprechung ist die Ablehnung einer gewis-
sensneutralen Neuregelung der für Militär und
Kriegszwecke erhob ene Steuer nicht zwingend .

D er au s Sicht der Rechtsprechung und einiger
Autoren b e stehende Konflikt zwischen persönli-
cher Gewissensentscheidung und verfassungs-
rechtlich verankerten Prinzipien der Steuererhe-
bung und -verteilung (Budgetrecht de s Parla-
ments) ist nach verfassungsrechtlichen Grundsät-
zen in eine »praktische Konkord anz« (so der frü-
here Verfassungsrichter Konrad Hesse) zu brin-
gen, d .h . in ein Verhältnis , welche s widerstreiten-
de Verfassungsnormen in einen Ausgleich bringt,
der b ei gegenseitiger Rücksichtnahme b eiden
Normen größtmögliche Geltung verschafft.

Die se Aufgab e stellt sich der au s dem »Netz-
werk Friedenssteuer« stammende Entwurf eines
Zivilsteuergesetze s au s dem Jahr 2 0 1 1 . Die ser Ent-
wurf b eruht auf der Grundidee , dass sämtliche mi-
litärische Au sgab en au sschließlich au s einem Son-
derfonds finanziert werden, in den nur die Ein-
nahmen au s der Einkommenssteuer bis zu den
vom Parlament b eschlo ssenen Haushaltsansatz
für die Militärau sgab en fließen. D em einzelnen
Steuerzahler wird das Recht eingeräumt, eine Zi-
vilsteuererklärung gegenüb er dem Finanzamt ab-
zugeb en, welche zur Folge hat, dass seine Steuer
nicht dem Sonderfond s für die Finanzierung des
Militärhau shalte s zugeführt wird . Alle anderen
Steuern, so auch die Umsatzsteuer, verbleib en au s-
schließlich für zivile Zwecke .

Zur Praktikabilität die se s Zivilsteuerge setzes
gibt e s mehrere Gutachten . Letztlich ist es eine
Frage des politischen Willens , ob die se s Ge setz
eingeführt wird o der nicht.

B ezüglich de s p arlamentarischen Budget-
rechts ist dab ei no ch anzumerken, d ass dieses
durch das Parlament selb st in den vergangenen
Jahrzehnten mehrfach erheblich einge schränkt
wurde und no ch wird , zum einen durch die um-
fangreichen Privatisierungen öffentlicher Aufga-
b en (z . B . B ahn und Po st) , welche die teilweise
o der ganze Au sgliederung der entsprechenden
Hau shaltstitel aus dem Ge samthau shalt des Bun-
de s zur Folge hab en; zum anderen ab er auch
durch die immer größer werdende Staatsver-
schuldung, welche durch den Schuldendienst des
Bunde s das Budgetrecht künftiger Generationen
entsprechend immer weiter schrumpfen lässt.

5 . Was hat die Kirche mit die sem Thema zu tun?
Prof. Reuter schreibt hierzu im Gutachten der

FE St (S . 9 0 , 9 1 ) : »So wie die Kirche das p azifistische
Etho s in allen seinen Formen und Au sprägungen
als deutliche Entsprechung zur Friedenspraxis Je-
su anerkannt hat, so muss sie auch im pazifisti-
schen Steuerb oykott eine authentische christli-
che Zeichenhandlung erkennen . Die Kirche kann
sich de shalb nicht − wie der Staat es mu ss − auf blo-

ße Duldung und Toleranz b eschränken; die Ach-
tung, die die Kirche der gewissensb estimmten
Steuerverweigerung pazifistischer Christinnen
und Christen entgegen zu bringen hat, mu ss zu So-
lidarität und aktivem B eistand führen . . . . (es) mü s-
sen die Kirchen und ihre Gemeinden auf j eden
Fall zu Orten de s Dialogs üb er die Prote stziele der
Friedenssteuerinitiative werden. «

Eine entsprechende Verpflichtung sieht auch
der Zentralau sschuss de s Ökumenischen Rates
der Kirchen . In einer Entschließung von 2 0 09
heißt e s hierzu : »D er Weltkirchenrat ermutigt die
Kirchen, sowohl die s Problem der Militär- o der
Kriegssteuern als auch Alternativen zum Militär-
dienst zu b edenken und sich damit au seinander
zu setzen . «

E s geht de shalb nicht nur um Seelsorge und To-
leranz in B ezug auf die Kriegssteuerverweigerer
sondern um die Frage nach der christlichen Frie-
densb otschaft, die den Kirchen aufgetragen ist.

6 . B ei der Kriegssteuerverweigerung geht es de s-
halb um mehr als eine gewissensneutrale Ge set-
zesregelung .

Zwar b esitzt die menschenrechtlich geforder-
te Toleranz für Gewissensentscheidungen einen
eigenen Wert, der nicht gering geschätzt werden
soll . D as Gewissen des Einzelnen hat ab er nicht
nur zum Ziel, die eigene Person von den als Un-
recht erkannten Pflichten zu b efreien . Die Gewis-
sensentscheidung hat darüb er hinau s immer
auch ein ge samtge sellschaftliche s Anliegen .

Reuter schreibt im Gutachten der FE St : »D as
Motiv der Militärsteuerverweigerer ist universali-
sierb ar, e s b ezieht sich auf eine politische Aufga-
b e , die für alle , für die Menschheit im ganzen, ver-
bindlich ist. « (S . 8 3 ) .

E s kann deshalb nicht genügen, einen Teil der
B evölkerung von der Finanzierung des Tötens im
Krieg freizu stellen, so wie es die Gewissen der Pa-
zifisten nicht b eruhigen kann, dass die allgemeine
Wehrpflicht ausgesetzt ist und Kriege nur no ch
durch B erufssoldaten und Freiwillige geführt
werden . Die Kriegssteuerverweigerung mu ss de s-
halb auch verstanden werden als ein Akt de s zivi-
len Ungehorsams , als ein Aufschrei, der in der Ge-
samtge sellschaft gehört werden will .

Als vor üb er 1 5 0 Jahren Henry D avid Thore au
seine Steuerzahlung wegen des damals von den
USA gegen Mexiko geführten Krieges verweigerte
und für eine Nacht ins Gefängnis gehen mu sste ,
schrieb er aus die sem Erleb en herau s seinen b e-
rühmten Aufsatz »Von der Pflicht zum Ungehor-
sam gegen den Staat« , worin er keine gewissens-
neutrale Steuerregelung fordert, sondern seinem
Prote st gegen Unrecht und Krieg Au sdruck gibt.

B ei allem Eintreten für eine gewissensneutra-
le Steuerregelung entsprechend dem »Zivilsteuer-
gesetz« mü ssen wir deshalb darauf achten, dass
mit einer b eruhigenden Regelung für gewissens-



rieg gegen den Terror« − ein Schlagwort
und ein ideologischer Kampfb egriff der

US-Regierung − soll laut Hillary Clinton seit März
2 0 0 9 nicht mehr von der Ob ama-Regierung ver-
wendet werden . Die Frage ist, ob d amit auch die
Missachtung völkerrechtlicher Standards auf den
Müllhaufen der Geschichte geworfen werden soll .

Völkerrechtswidrige Kriege

Einer der Kriege der letzten Jahre , allesamt völker-
rechtswidrig o der zumindest mit zweifelhafter
völkerrechtlicher Grundlage − 1 9 9 9 in Jugo slawi-
en, seit 2 0 0 1 in Afghanistan, 2 0 0 3 im Irak und
2 0 1 1 in Libyen − ist offen als »Krieg gegen den Ter-
ror« geführt worden :

Ohne Mandat de s UN-Sicherheitsrats hab en
die USA und Verbündete , darunter auch D eutsch-
land , als Reaktion auf die Verbrechen der 9/ 1 1 -At-
tentate unter dem Motto » Operation Enduring
Freedom« im Oktob er 2 0 0 1 einen Krieg gegen Af-
ghanistan b egonnen . Tatsachen, welche die USA
zur Verteidigung b erechtigt hätten, sind niemals
b elegt worden .

D er p arallel geführte militärische Isaf-Einsatz
von Nato-Truppen b eruhte zwar auf einem Man-
dat de s UN-Sicherheitsrats . Die se s b erechtigte
ab er nur zur militärischen Unterstützung der ein-
ge setzten Üb ergangsregierung Afghanistans b ei
der Aufrechterhaltung der Sicherheit. D er Einsatz
wird mit B illigung de s UN-Sicherheitsrats bis heu-
te fortgesetzt, obwohl weder das sog . Petersb erg-
Abkommen und die afghanische »Verfassung«
no ch die Karsai-Regierung j emals demokratisch
legitimiert wurden.

Allen genannten Kriegen war gemeinsam,
dass die angegeb enen und die tatsächlichen
Kriegsziele wechselten und nicht immer klar zu
erkennen waren . Gemeinsam war ihnen auch,
dass Medienb erichte d as militärische Vorgehen
weitgehend unkritisch b efürworteten . Alternati-
ve nichtmilitärische Lö sungskonzepte sind öf-
fentlich kaum diskutiert worden .

Recht auf Militäreinsätze?

E s mu ss ernsthaft b ezweifelt werden, ob Politiker
und Journalisten erkennen und akzeptieren, d ass
militärische Gewalt zur Lö sung von Konflikten
durch das Völkerrecht grundsätzlich verb oten
und nur au snahmsweise unter engen Vorausset-
zungen gestattet ist.

Völkerrechtliche Grundlage ist die nach dem
verheerenden Zweiten Weltkrieg geschaffene
UN-Charta, eine der wichtigsten zivilisatorischen
Errungenschaften der Menschheit. Mit ihr ver-
pflichten sich alle 1 9 3 Mitgliedsstaaten, »den Welt-
frieden und die internationale Sicherheit zu wah-
ren und zu diesem Zweck wirksame Kollektiv-
maßnahmen zu treffen, . . . um Friedensbrüche . . .
durch friedliche Mittel nach den Grundsätzen der
Gerechtigkeit und des Völkerrechts . . . b eizule-
gen. « (Art. 1 Ziffer 1 UN-Charta) . Zentrale Eck-
punkte sind
− die zwingende Verpflichtung zur friedlichen

B eilegung aller Streitigkeiten (Art. 2 Ziffer 3 ) ,
− d as allgemeine Verb ot der Androhung und An-

wendung von Gewalt (Art. 2 Ziffer 4) und
− ein multilaterales Krisenmanagement mit der

Möglichkeit, (als letzte s Mittel) Rechtsbrecher
mit Gewalt auf die Einhaltung der Regeln der
Gemeinschaft zu verpflichten .

1 )

Sicherheitsrat

D as herausragende Organ der UN ist der Sicher-
heitsrat (SR) . Ihm ist die vorrangige Verantwor-
tung für die Wahrung de s Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit üb ertragen worden (Art.
2 4 Ab s . 1 ) . Er darf S anktionen nach Kap . VII (UN-
Charta) anordnen, ab er nur nachdem die Mitglie-
der des Sicherheitsrats gemäß Art. 39 förmlich
festgestellt hab en, d ass »eine B edrohung o der ein
B ruch des Friedens o der eine Angriffshandlung

1 ) Michael B othe in Vitzthum, »Völkerrecht« , 4 .A, 2 0 07, S . 6 6 4 ; Horst
Fischer in Knut Ip sen, »Völkerrecht« , 5 .A, 2 0 0 4 , S . 1 1 0 9
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b edingte Steuerverweigerer nicht auch unsere ei-
genen Gewissen gegenüb er der auch d ann no ch
fortb e stehenden Finanzierung von Militär, Rüs-
tung und Krieg b eruhigt werden sollen .
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